
 KONZERN-
VERANTWORTUNG

GIBT ES SCHON!

GLOBALE ENTWICKLUNG
Auch die internationalen Standards stützen die 
Spezialhaftung des Gegenvorschlags nicht.

VOM KLIMASCHUTZ ZUR WASSERVERSORGUNG
Nachhaltigkeit mit messbarer Wirkung 
bei Georg Fischer.

WAS DER GEGENVORSCHLAG ZUR 
KONZERNVERANTWORTUNGSINITIATIVE 
BEHAUPTET –– UND WAS ER 
TATSÄCHLICH TUT 	
Während die EU den Regulierungsfussabdruck 
verkleinert, schafft der Gegenvorschlag ein 
scharfes Schweizer Haftungsregime.

Infoblatt für 
Parlamentarierinnen
und Parlamentarier
Herbstsession 2026



Der Bundesrat präsentiert das neue Bundes-
gesetz über die nachhaltige Unternehmens-
führung (NUFG) zugleich als Gegenvorschlag 
zur Konzernverantwortungsinitiative 2.0 und 
als Umsetzung der CSDDD. Beides soll dem 
Gesetz Legitimität verleihen: als angeblich 
massvoller Kompromiss gegenüber der Initi-
ative und als blosse Übernahme europäischer 
Vorgaben.

Diese Begründung überzeugt nicht. Mit dem Omni-
bus I hat die EU ihre Regeln deutlich zurückgebaut. 
Der europäische Referenzrahmen, auf  den sich die 
Initiative 2024 stützte, besteht in dieser Form nicht 
mehr. Ihre weitreichenden Forderungen stehen damit 
heute weitgehend ohne europäische Grundlage da.

Der Gegenvorschlag hätte sich entsprechend an der 
entschlackten EU-Regulierung orientieren müssen. 
Stattdessen übernimmt das NUFG zentrale Elemen-
te der Initiative, die bereits 2020 zur Ablehnung der 
ersten Konzernverantwortungsinitiative geführt ha-
ben: eine Spezialhaftung mit weitreichenden Beweis-
erleichterungen – faktisch einer Beweislastumkehr – 
sowie eine extraterritoriale Wirkung, die Schweizer 
Recht auf  Auslandssachverhalte ausdehnt.

Damit orientiert sich das NUFG stärker an der Initia-
tive als am heutigen EU-Recht. Es ist keine massvolle 
EU-Umsetzung, sondern eine Fortschreibung der Ini-
tiative unter neuem Titel.

Die EU verlangt keine Spezialhaftung, 
das NUFG schon

Mit dem Omnibus I hat die EU die eigenständige 
Haftungsnorm der CSDDD in Artikel 29 Absatz 1 
gestrichen. Die Mitgliedstaaten müssen daher keine 
besondere zivilrechtliche Haftung für Sorgfaltspflicht-
verletzungen mehr einführen. Verbleibende Vorga-
ben, etwa zu Schadenersatz, Verjährung und Beweis-

mitteln, gelten nur, 
wenn nach natio-
nalem Recht bereits 
eine Haftung be-
steht. Sie schaffen 
selbst keine neue 
Haftungsgrundlage.

Der Bundesrat kehrt 
diese Logik um: Er 
nimmt bedingte 
Verfahrensgarantien 
zum Anlass, ein ei-
genes, umfassendes 
und höchstgefähr-
liches materielles 
Haftungsregime zu 

schaffen, obwohl die EU eine solche besondere Haf-
tungsgrundlage nicht mehr verlangt.

Das Schweizer Recht kennt mit Artikel 41 ff. OR be-
reits eine allgemeine ausservertragliche Haftung. Sach-
gerecht wäre deshalb gewesen, zuerst zu prüfen, wo 
das geltende Recht die verbleibenden EU-Vorgaben 
tatsächlich noch nicht erfüllt. Erst danach hätte über 
gezielte Anpassungen entschieden werden dürfen.

Stattdessen schafft das NUFG eine neue Spezialhaftung, 
eine Verjährungsfrist von 20 Jahren, besondere Regeln 
zur Beweismitteloffenlegung und eine Anwendung auf  
Auslandssachverhalte. Das führt zu langfristigen und 
schwer kalkulierbaren Prozessrisiken, mehr defensiver 
Dokumentation und erhöhtem Vergleichsdruck.
 
Auch die jüngste Entwicklung in der EU spricht für 
Zurückhaltung: Finnland will Regelungen über das 
EU-Mindestniveau hinaus vermeiden. Deutschland 
setzt die CSDDD «1:1» um und begrenzt Anwen-

Dienstag, 30. Juni 2026

9Schweiz

Strengere Regeln für Konzerne als in der EU
Der Bundesrat kommt der Initiative zur Kon

zernverantwortung sehr weit entgegen

KATHARINA FONTANA

Wie hat Beat Jans das nur geschafft?

Wie konnte der SP-Justizminister den

mehrheitlich bürgerlichen Bundesrat

dazu bringen, einem indirekten Gegen-

vorschlag zur Konzernverantwortungs-

initiative zuzustimmen? Und dann noch

so einem weitgehenden? Diese Frage

stellen sich derzeit viele Leute in Poli-

tik undWirtschaft.
Im Frühling 2025 reichte die Koali-

tion für die Konzernverantwortung ihre

zweite Volksinitiative ein; der erste An-

lauf war imHerbst 2020 an der Urne ge-

scheitert. Die Initianten verlangen, dass

Schweizer Konzerne weltweit interna-

tionale Menschenrechts- und Umwelt-

standards einhalten müssen. Kommt

es zu Verfehlungen, sollen die Mutter-

gesellschaften für Tochterfirmen im

Ausland nach Schweizer Recht haften.

Ein ehrgeiziges Projekt

Letztes Jahr kündigte der Bundesrat an,

dass er die Initiative ablehne, ihr aber

mit einem Gegenvorschlag entgegen-

kommen wolle. Dass die Landesregie-

rung ausgerechnet in Zeiten von Zoll-

Wirren und massivem Druck auf die

Wettbewerbsfähigkeit schärfere Regeln

für Unternehmen,mehr Bürokratie und

höhere Kosten ankündigte, sorgte in der

Wirtschaft und bei den bürgerlichen

Parteien für Konsternation.

Diesen Frühling nun präsentierte

Jans seinen Entwurf. Es zeigte sich, dass

es dem Justizminister nicht um Petites-

sen geht, sondern dass er ein ehrgeizi-

ges Regelwerk für die Konzernverant-

wortung anvisiert. Es handelt sich um

ein Spezialgesetz «über die nachhaltige

Unternehmensführung». Die Vorlage

umfasst 46 zum Teil sehr umfangreiche

Artikel, den Anhang nicht eingerech-

net. Darin geht es um Sorgfaltspflich-

ten, die grosse Schweizer Unternehmen

weltweit über die ganze vor- und nach-

gelagerte Aktivitätskette (von Produk-

tion bis Vertrieb und Kundenservice)

einhalten müssen, um eine ausgebaute

Nachhaltigkeitsberichterstattung, um

eine neue nationale Aufsichtsbehörde

und vieles mehr. Und es geht um die

zivilrechtliche Haftung von Unterneh-

men für ihre juristisch selbständigen

Auslandtöchter für den Fall, dass Sorg-

faltspflichten verletzt werden. Von den

vielen umstrittenen Punkten ist dies der

umstrittenste.
Der Bundesrat betont, dass die

Schweiz mit dem neuen Gesetz nur das

mache,was auch die EU in SachenMen-

schenrechte und Umwelt vorsehe, und

zwar mit der Lieferkettenrichtlinie und

der Nachhaltigkeitsberichterstattung.

Der europäische Rechtsrahmen habe

sich inden letzten Jahrenentwickelt,man

wolle eine «anschlussfähige» Lösung, es

gehe um «gleich lange Spiesse».

Im Abstimmungskampf 2020 hatte

der Bundesrat argumentiert, dass die

Schweiz mit der Konzernverantwor-

tungsinitiative eine weltweit einzig-

artige Haftungsregelung einführen

würde.Das gehe viel zu weit,mahnte er.

Die Schweiz müsse international abge-

stimmt vorgehen und sich an dem orien-

tieren, was die EU in Sachen Nachhal-

tigkeit beschliessen werde. An diese

Aussage fühlt sich die Landesregierung

offenbar nach wie vor gebunden, was

den Erfolg von Jans’ Gegenvorschlag

zum Teil erklären mag.

Brüssel nimmt Korrekturen vor

Der Bundesrat beteuert, dass sein

Gegenvorschlag keinen Swiss Finish

vorsehe und nicht über das EU-Recht

hinausgehe. Das ist zu bezweifeln. In

Brüssel ist man derzeit daran, mit dem

sogenannten Omnibus-Paket die Nach-

haltigkeitsberichterstattung und die

Lieferkettenrichtlinie zu entschlacken.

Dies als Reaktion auf die Überregulie-

rung und die dramatischeWettbewerbs-

schwäche in Europa.
Das erste Omnibus-Paket ist inzwi-

schen verabschiedet und gilt seit diesem

März.Darin hat die EU die ursprünglich

vorgesehene zivilrechtliche Haftung für

Unternehmen bei Sorgfaltspflichtver-

letzungen gestrichen. Die Bestimmung

«Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass

ein Unternehmen für Schaden haftbar

gemacht werden kann, der einer natür-

lichen oder juristischen Person entstan-

den ist» wurde ersatzlos aufgehoben.

Nach überwiegender Auffassung ist

diese Anpassung so zu verstehen, dass

die Mitgliedstaaten freie Hand haben,

ob sie eine Unternehmenshaftung

für solche Verstösse einführen wollen

oder nicht. Sie können dies nach eige-

nem Gutdünken entscheiden, eine Ver-

pflichtung nach EU-Recht besteht nicht.

Die Lieferkettenrichtlinie enthält zwar

noch ein paar Restanzen des früheren

Regimes. Es handelt sich um Mindest-

vorgaben, sollte ein Land sich freiwil-

lig für nationale Haftungsregeln ent-

scheiden, etwa, dass die klagende Per-

son einen Anspruch auf vollständige

Entschädigung erhält. Das ändert aber

nichts daran, dass die allgemeine Pflicht

für eine Unternehmenshaftung in der

EU vomTisch ist.

Zahlreiche Sorgfaltspflichten

Damit kann man festhalten: Der Bun-

desrat geht mit seinem Vorschlag über

das hinaus, was die EU in Sachen Haf-

tung heute verlangt. Es sind nicht gleich

lange Spiesse, die die Schweiz schaffen

würde, sondern eine Benachteiligung

der hiesigen Unternehmen gegenüber

jenen in der EU.Für die Standortattrak-

tivität der Schweiz ist es kein Vorteil,

wenn Firmen hierzulande einer Kon-

zernhaftung unterstehen und in ande-

ren europäischen Ländern nicht.

Wie stellt sich der Bundesrat nun

die Haftung genau vor?Ausgangspunkt

sind die Sorgfaltspflichten. Das Spezial-

gesetz enthält eine lange Liste vonAuf-

gaben, die Schweizer Unternehmen im

Ausland wahrnehmen sollen. Sie müs-

sen prüfen, ob sich ihre eigene Tätig-

keit oder jene der Tochtergesellschaf-

ten und der Geschäftspartner tatsäch-

lich oder potenziell negativ auf dieMen-

schenrechte und die Umwelt auswirken.

Es braucht eine Strategie, einen Verhal-

tenskodex, einen Präventionsaktions-

plan und einen Korrekturmassnahmen-

plan.Zudemmuss das Unternehmen In-

teressenträger einbeziehen, ein Melde-

system schaffen, die Wirksamkeit der

Massnahmen überwachen, den geografi-

schen Kontext, den Sektor, das Produkt

und die Geschäftspartner eingehend

überprüfen und anderes mehr.

Der Kreis der Geschäftspartner ist

weit gezogen und umfasst auch Fir-

men, die in keiner Vertragsbeziehung

mit dem Schweizer Unternehmen ste-

hen. Dazu zählt gemäss Bundesrat bei-

spielsweise eine Bergbaufirma, die Ko-

balt abbaut und mit dem Rohstoff eine

Akku-Firma beliefert, die einen Lie-

fervertrag mit einem Elektroautoher-

steller hat. Nicht nur die Akku-Firma,

sondern auch die Bergbaufirma gilt als

Geschäftspartner des Elektroautoher-

stellers und muss die Sorgfaltspflich-

ten beachten, obschon sie nicht direkt

miteinander zu tun haben.

Anders gesagt: Der Bundesrat will

das Schweizer Recht und die hiesigen

Standards in die weiteWelt exportieren

und zum Massstab erklären. Das gilt

auch für die Haftung. Verstösst eine in

Ghana, Peru oder Australien ansässige

Tochterfirma eines Schweizer Konzerns

gegen eineUmweltvorschrift oder gegen

eine Menschenrechtsnorm und kommt

es zu einem Schaden, können die Be-

troffenen in der Schweiz Klage führen.

Es gilt nicht das Recht von Ghana, Peru

oder Australien, sondern das Schwei-

zer Recht. Der Bundesrat schreibt, dass

jeder Schaden, den eine ausländische

Tochter verursacht, potenziell ersatz-

pflichtig ist und in der Schweiz von der

Muttergesellschaft eingeklagt werden

kann, sofern diese gegen eine der Sorg-

faltspflichten verstossen hat. Für das

Fehlverhalten von Geschäftspartnern

ist die Haftung ausgeschlossen.

Nicht klar ist, ob eine Schweizer

Gesellschaft nur dann für Schäden

im Ausland haftet, wenn sie schuld-

haft, das heisst vorsätzlich oder fahr-

lässig, gehandelt hat. Dies wäre etwa

dann der Fall, wenn ihr die Nachlässig-

keiten der ausländischen Tochterfirma

bei den Arbeitsbedingungen oder beim

Umgang mit Gewässerschutznormen

bekannt waren oder hätten auffallen

müssen, sie aber nichts dagegen unter-

nommen hat.

Entrüstung in der Wirtschaft

Der Bundesrat schlägt zwei Varianten

vor. Die erste stellt explizit klar, dass es

sich um eine Verschuldenshaftung han-

delt undVorsatz oder Fahrlässigkeit vor-

liegen muss. Bei der zweiten Variante

fehlt diese Präzisierung, sie begnügt sich

damit, auf die Haftungsregeln des Obli-

gationenrechts zu verweisen. In seinem

erläuternden Bericht hält der Bundes-

rat zu der zweiten Variante fest, dass

ein Richter in einem Streitfall nicht

nur auf die Verschuldenshaftung, son-

dern auch auf die sogenannte Geschäfts-

herrenhaftung zurückgreifen könne. Sie

ist eine Kausalhaftung, bei welcher der

Geschäftsherr für einen Schaden, den

seine Mitarbeiter anrichten, grundsätz-

lich verantwortlich ist. Die Haftung

greift nur dann nicht, wenn der Chef

nachweisen kann, dass er alle Sorgfalts-

pflichten eingehalten hat.

Will der Gegenvorschlag also die Ge-

schäftsherrenhaftung nun auch für Kon-

zerne einführen? Soll die Muttergesell-

schaft für das Verhalten ihrer Ausland-

töchter stets verantwortlich sein, so-

fern sie nicht beweisen kann, dass sie

alle Sorgfalt in Sachen Menschenrechte

und Umwelt wahrgenommen hat? Klar

ist: Damit würden die Hürden für eine

Klage gegen ein Schweizer Unterneh-

men deutlich gesenkt.
In der Wirtschaft ist man entrüstet.

Die Einführung der Geschäftsherren-

haftung auf Konzerne sei das eigentliche

Kernanliegen der Konzernverantwor-

tungsinitiative. Zwischen den Gegen-

vorschlag und die Initiative passe kaum

ein Blatt Papier, kritisiert etwa Swiss-

holdings, der Verband multinationa-

ler Unternehmen. Ähnlich tönt es von

der Economiesuisse.Dass die Initianten

den Gegenvorschlag nicht öffentlich be-

jubelten, sei politisches Kalkül – sie hät-

ten allen Grund dazu.
Nach Einschätzung von Wirtschafts-

vertretern baut der Gegenvorschlag das

nach, was die Initianten schon immer

gewollt hätten, mit etwas angepassten

Formulierungen. Die anderen Bundes-

räte hätten dieTragweite desVorschlags

offenkundig nicht erfasst, nur deshalb

sei der Vorschlag durchgekommen.

Tatsächlich scheinen die Initianten

mit der bundesrätlichen Haftungsrege-

lung nicht unglücklich zu sein. Die Ein-

wände, die sie vorbringen, sind eher

kosmetischer Natur. Die Hürden für

die Kläger blieben hoch, bemängeln sie.

Der Rechtsschutz sei ungenügend, denn

es fehlten Vorgaben, wie hoch die Ver-

fahrenskosten sein dürften. In der Pra-

xis dürfte das allerdings niemanden vom

Weg an ein Schweizer Gericht abschre-

cken. Kläger aus fernen Ländern kön-

nen damit rechnen, die unentgeltliche

Rechtshilfe zu erhalten – wie die vier

Indonesier, die am Kantonsgericht Zug

eine Klage gegen denWeltkonzern Hol-

cim eingereicht haben, weil der Meeres-

spiegel rund um ihre Insel steigt. Sie

können nun ohne finanziellen Druck

in der Schweiz prozessieren, unterstützt

vom Hilfswerk Heks.

Geschäftsrisiko für die KMU

Der indirekte Gegenvorschlag zur Kon-

zernverantwortungsinitiative ist noch

bis am 9. Juli in der Vernehmlassung.

Man kann davon ausgehen, dass der

politischeWiderstand heftig sein und die

Wirtschaft die Reihen geschlossen hal-

ten wird.Vorläufig zumindest. Die gros-

sen Verbände, deren Mitglieder sich an

die EU annähern wollen, könnten die

neue Regulierung amEnde wohl akzep-

tieren, wenn sie nicht über das europäi-

sche Niveau hinausgeht. Dies nicht zu-

letzt aus dem Gedanken heraus, dass

man dann eine gewisse Zeit Ruhe hätte

vor weiteren politischen Anläufen und

viele Grossfirmen ohnehin direkt oder

indirekt der EU-Regelung unterstehen.

Die anderen, weniger EU-affinen

Kreise dürften jeden Ausbau der Kon-

zernverantwortung ablehnen und darauf

hinweisen, dass die Schweiz sich damit

unnötige Bürokratie aufhalse.Notabene

kennt kein Land ausserhalb der EU ein

derartiges Sorgfaltspflichten-Regelwerk,

die Schweiz würde einen internationa-

len Standortvorteil aufgeben.

Zu dieser Gruppe gehört der Schwei-

zerische Gewerbeverband.Er weist dar-

auf hin, dass dieVorlage keineswegs nur

Grossunternehmen betreffe, wie man

annehmen könnte, sondern eben auch

KMU.Sie müssten gegenüber ihrenAuf-

traggebern garantieren, dass sämtliche

Vorprodukte und Rohstoffe unbedenk-

lich seien. Die Rechtsabteilungen der

Konzerne «werden bei einer Klage ihre

Messer wetzen und die Schuld bei den

Lieferanten suchen». Das Geschäfts-

risiko für KMU werde grösser. Und die

Bürokratie sowieso.

Der Bundesrat will das Schweizer Recht
in die weite Welt exportieren: Hiesige Unternehmen sollen für das Fehlverhalten ihrer

ausländischen Tochterfirmen haften.
TIM WIMBORNE / REUTERS

Die Schweiz würde
eine Benachteiligung
der hiesigen Unternehmen

gegenüber jenen
in der EU schaffen.

Was der Gegenvorschlag zur 
Konzernverantwortungsinitiative behauptet – 
und was er tatsächlich tut



GLOBALE  
ENTWICKLUNG / 
INTERNATIONALE 
STANDARDS 

Auch ausserhalb der EU 
zeigt sich, wohin sich die 
internationale Praxis tat-
sächlich bewegt: hin zu 
einheitlichen Berichter-
stattungsstandards, nicht 
zu neuen Haftungsregi-
men. Die ISSB-Standards 
(IFRS S1/S2) des IFRS-
Foundation-Nachfolge-
gremiums sind inzwischen 
von rund 36 Jurisdiktionen 
weltweit – darunter Japan, 
Grossbritannien, Kanada, 
Australien, Brasilien und 
zahlreiche Schwellenlän-
der – ganz oder teilweise 
übernommen worden; das 
GRI-Rahmenwerk bleibt 
daneben der am weitesten 
verbreitete Offenlegungs-
standard. Keiner dieser 
Standards koppelt die Be-
richtspflicht an eine zivil-
rechtliche Spezialhaftung 
nach Schweizer Vorbild. 
Die internationale Kon-
vergenz betrifft die Trans-
parenz über Nachhaltig-
keitsrisiken – nicht die 
Schaffung neuer Klage-
grundlagen. Auch dieser 
globale Massstab stützt 
damit nicht die Spezial-
haftung des NUFG.

dungsbereich und Pflichten auf  
die revidierten EU-Vorgaben.

Die EU verlangt keine besonde-
re CSDDD-Haftung mehr. Das 
NUFG setzt daher dabei kei-
ne EU-Vorgabe um, sondern 
schafft ein eigenständiges und 
deutlich schärferes, hochgefähr-
liches Schweizer Haftungsregime.

5

5

55

4

Dimension EU – Omnibus I NUFG – Hauptvorschlag

Haftung 2 – Kein harmonisiertes 5 – Neuer Haftungstatbestand, 
EU-Haftungsregime mehr; Solidarhaftung, weitgehende 

 Haftung nach jeweils gerichtliche Beweisoffenlegung 
 nationalem Recht. und zwingende Anwendung
   Schweizer Rechts auf    
   Auslandssachverhalte.

Verjährung 2 – Mindestfrist 5 Jahre; 5 – 5 Jahre relativ statt grund- 
im Übrigen nationales sätzlich 3 und 20 Jahre
Haftungsrecht. absolut statt grundsätzlich 10,

   für sämtliche Ansprüche 
   aus dem neuen Haftungs- 
   regime und unabhängig von 
   der Art des Schadens.

Aufsicht und  3 – Bussen bis 3 %  5 – Zusätzlich weitreichende 
Sanktionen des weltweiten Eingriffe bis zu organisatori-   
 Umsatzes.   schen Massnahmen, Gewinn-
   einziehung und Ausschluss 
   von öffentlichen Aufträgen.

Sorgfalt 3 – Scoping mit vernünf- 4 – Keine entsprechende 
in der Kette tigerweise verfügbaren Priorisierungsregel. Verlangt 
 Informationen; gezielte dazu ausdrücklich die
 Vertiefung; bei gleich Sicherstellung der Einhal-  
 gelagerten Risiken dürfen tung des Verhaltenskodex 
 direkte Geschäftspartner durch Geschäftspartner.
 priorisiert werden. 
  
Bericht- 3 – Limited Assurance; 5 – Gleicher Grundstandard; 
erstattung Ausbau zu einer  beim Sorgfaltspflichtenbericht  
 erweiterten Prüftiefe kann die Aufsichtsbehörde  
 explizit gestrichen. zusätzlich eine erweiterte   
   Prüftiefe (Reasonable 
   Assurance) anordnen.

Anwendungs- 4 – Omnibus I erhöht die 4 – Zentrale EU-Schwellen-  
bereich Schwellenwerte deutlich. werte werden weitgehend in 
   Franken übernommen.
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Haftungsrecht. absolut statt grundsätzlich 10,

   für sämtliche Ansprüche 
   aus dem neuen Haftungs- 
   regime und unabhängig von 
   der Art des Schadens.

Aufsicht und  3 – Bussen bis 3 %  5 – Zusätzlich weitreichende 
Sanktionen des weltweiten Eingriffe bis zu organisatori-   
 Umsatzes.   schen Massnahmen, Gewinn-
   einziehung und Ausschluss 
   von öffentlichen Aufträgen.

Sorgfalt 3 – Scoping mit vernünf- 4 – Keine entsprechende 
in der Kette tigerweise verfügbaren Priorisierungsregel. Verlangt 
 Informationen; gezielte dazu ausdrücklich die
 Vertiefung; bei gleich Sicherstellung der Einhal-  
 gelagerten Risiken dürfen tung des Verhaltenskodex 
 direkte Geschäftspartner durch Geschäftspartner.
 priorisiert werden. 
  
Bericht- 3 – Limited Assurance; 5 – Gleicher Grundstandard; 
erstattung Ausbau zu einer  beim Sorgfaltspflichtenbericht  
 erweiterten Prüftiefe kann die Aufsichtsbehörde  
 explizit gestrichen. zusätzlich eine erweiterte   
   Prüftiefe (Reasonable 
   Assurance) anordnen.

Anwendungs- 4 – Omnibus I erhöht die 4 – Zentrale EU-Schwellen-  
bereich Schwellenwerte deutlich. werte werden weitgehend in 
   Franken übernommen.

Dimension EU – Omnibus I NUFG – Hauptvorschlag

Haftung 2 – Kein harmonisiertes 5 – Neuer Haftungstatbestand, 
EU-Haftungsregime mehr; Solidarhaftung, weitgehende 

 Haftung nach jeweils gerichtliche Beweisoffenlegung 
 nationalem Recht. und zwingende Anwendung
   Schweizer Rechts auf    
   Auslandssachverhalte.

Verjährung 2 – Mindestfrist 5 Jahre; 5 – 5 Jahre relativ statt 3 und  
im Übrigen nationales 20 Jahre absolut statt 10,

 Haftungsrecht. für sämtliche Ansprüche 
   aus dem neuen Haftungs- 
   regime und unabhängig von 
   der Art des Schadens.

Aufsicht und  3 – Aufsicht und  5 – Zusätzlich weitreichende 
Sanktionen Sanktionen; Bussen bis Eingriffe bis zu organisatori-   
 3 % des weltweiten  schen Massnahmen, Gewinn-
 Umsatzes.  einziehung und Ausschluss 
   von öffentlichen Aufträgen.

Sorgfalt 3 – Scoping mit vernünf- 4 – Keine entsprechende 
in der Kette tigerweise verfügbaren Priorisierungsregel. Verlangt 
 Informationen; gezielte dazu ausdrücklich die
 Vertiefung; bei gleich Sicherstellung der Einhal-  
 gelagerten Risiken dürfen tung des Verhaltenskodex 
 direkte Geschäftspartner durch Geschäftspartner.
 priorisiert werden. 
  
Bericht- 3 – Limited Assurance; 5 – Gleicher Grundstandard; 
erstattung Ausbau zu einer  beim Sorgfaltspflichtenbericht  
 erweiterten Prüftiefe kann die Aufsichtsbehörde  
 explizit gestrichen. zusätzlich eine erweiterte   
   Prüftiefe (Reasonable 
   Assurance) anordnen.

Anwendungs- 4 – Omnibus I erhöht die 4 – Zentrale EU-Schwellen-  
bereich Schwellenwerte deutlich. werte werden weitgehend in 
   Franken übernommen.
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Aus der Praxis: Vom Klimaschutz zur Wasserversorgung – 
Nachhaltigkeit mit messbarer Wirkung bei Georg Fischer

Interview mit 
Lindsay Zingg, 
Leiterin Corporate 
Sustainability, 
Georg Fischer

Wie ist Nachhaltigkeit in Ihre Geschäftsstrategie 
eingebettet?
Nachhaltigkeit ist ein fester Bestandteil unserer Geschäfts-
strategie und trägt zur langfristigen Wertschöpfung bei. 
Dabei geht es nicht nur um Compliance, sondern um 
Innovation, Effizienz und Wachstum. Wir reduzieren 
unsere eigenen Auswirkungen und entwickeln Lösungen, 
mit denen Kunden Emissionen senken und Ressourcen 
effizienter nutzen können. So betreiben wir heute zwölf  
CO₂-neutrale Standorte mit 90 % weniger Scope-1- und 
Scope-2-Emissionen gegenüber 2019. Darüber hinaus 
entwickeln wir innovative Produkte, beispielsweise für die 
Kühlung von Rechenzentren, bei denen unsere vollständig 
aus Polymer gefertigte Lösung die Durchflusseffizienz um 
25 % verbessert und das Gewicht gegenüber Metallalter-
nativen halbiert.

Was sind aus Ihrer Sicht die wichtigsten Erfolge, 
die sich aus den Nachhaltigkeitsbemühungen von 
Georg Fischer (GF) ergeben haben?
Unsere Geschäftsbereiche bedienen unterschiedliche Märk-
te, verfolgen aber gemeinsame Nachhaltigkeitsziele wie Kli-
maschutz, Ressourceneffizienz und verantwortungsvolles  
Handeln. Besonders bei Wasser und Infrastruktur sehen 
wir grosses Potenzial für die effiziente Wassernutzung, hö-
here Effizienz und resilientere Versorgung. Exemplarisch 
ist unsere Zusammenarbeit mit Sabesp in Brasilien, einem 
der weltweit grössten Versorgungsunternehmen, das mehr 
als 30 Millionen Menschen im gesamten Bundesstaat São 
Paulo mit Wasser versorgt. In der Region Vale do Paraí-
ba hat GF eine Plug-and-Play-Lösung zur Druckregelung 
umgesetzt. Durch einen optimalen Wasserdruck werden 
Leckagen und der Energieverbrauch reduziert. So sollen 
jährlich rund 130 Millionen Liter Wasser eingespart wer-
den, was rechnerisch dem jährlichen Wasserverbrauch von 
etwa 3000 Menschen entspricht.

Wie ist Nachhaltigkeit bei GF organisatorisch 
verankert?
Nachhaltigkeit ist fest in der Governance und Unterneh-
menssteuerung von GF verankert. Der Verwaltungsrat 
legt die strategische Ausrichtung fest und überwacht deren 
Umsetzung, während die Geschäftsleitung die Strategie 
im gesamten Unternehmen umsetzt. Der CFO verbindet 
Nachhaltigkeit mit finanzieller Steuerung, Risikomanage-
ment und Berichterstattung. Die Nachhaltigkeitsfunktion 
bringt Fachwissen und Methoden ein, koordiniert die Akti-
vitäten und verfolgt die Fortschritte. 

Welche Stakeholder haben den grössten Einfluss 
auf  die Nachhaltigkeitsstrategie von GF?
Unsere Nachhaltigkeitsprioritäten werden durch den 
Austausch mit Kunden, Investoren, Mitarbeitenden, 
Regulierungsbehörden und Geschäftspartnern geprägt. 
Dass 80 % unseres Umsatzes mit Produkten erzielt wer-
den, die einen sozialen oder ökologischen Nutzen bie-
ten, zeigt deutlich, wie wichtig Nachhaltigkeit für unsere 
Kunden ist. Investoren erwarten Transparenz zu Risiken 
und Chancen, während regulatorische Anforderungen 
weiterentwickelt werden. Gleichzeitig erwarten unsere 
Mitarbeitenden verantwortungsvolles Handeln und ein 
attraktives Arbeitsumfeld. 

Welche Standards nutzt GF für die Nachhaltig-
keitsberichterstattung derzeit und was sind die 
Erwartungen an ein künftiges Bundesgesetz zur 
nachhaltigen Unternehmensführung (NUFG)?
Die Nachhaltigkeitsberichterstattung entwickelt sich hin zu 
mehr Standardisierung, Transparenz und einer stärkeren 
Verknüpfung mit der Finanzberichterstattung. GF verfolgt 
aufmerksam die Entwicklungen, darunter die ISSB-Stan-
dards, die sich weiterentwickelnden schweizerischen An-
forderungen an die nichtfinanzielle Berichterstattung sowie 
die europäischen Vorschriften. Unser Ziel ist ein robuster 
Berichtsansatz mit hoher Datenqualität, verlässlichen Kon-
trollen sowie konsistenten Finanz- und Nachhaltigkeits- 
informationen. Die Weiterentwicklung der Nachhaltigkeits-
berichterstattung in der Schweiz begrüssen wir. Wichtig  
sind aus unserer Sicht klare, verhältnismässige und praxis-
nahe Anforderungen, die international anschlussfähig sind 
und Doppelspurigkeiten vermeiden. Ein stabiles regulato-
risches Umfeld schafft Raum für praktische Nachhaltig-
keitsmassnahmen und langfristigen Mehrwert. 
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